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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf des 

Oö. Schulrechtsänderungsgesetzes 2019 

 

 

Oö. Pflichtschulorganisationsgesetz 1992 

 

 

I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Öffentliche Pflichtschulen und öffentliche Schülerheime 

(1) Öffentliche Pflichtschulen im Sinne dieses Landesgesetzes sind die vom gesetzlichen 

Schulerhalter errichteten und erhaltenen VolksschulenVolks- und Hauptschulen, Neue 

Mittelschulen, Sonderschulen, Polytechnischen Schulen sowie Berufsschulen mit Ausnahme 

der land- und forstwirtschaftlichen Berufsschulen. Öffentliche Schülerheime im Sinne dieses 

Landesgesetzes sind die vom gesetzlichen Heimerhalter errichteten und erhaltenen 

Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler öffentlicher Pflichtschulen 

bestimmt sind. 

(2) Dieses Landesgesetz gilt nicht für öffentliche Praxisschulen gemäß § 33a Abs. 1 des 

Schulorganisationsgesetzes und öffentliche Praxisschülerheime, die einer öffentlichen 

Pflichtschule zum Zwecke lehrplanmäßig vorgesehener Übungen eingegliedert sind, sowie 

öffentliche Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler solcher 

Praxisschulen bestimmt sind. 

(3) Die Bezeichnung einer Schule wird vom gesetzlichen Schulerhalter nach Anhörung 

der Bildungsdirektion festgelegt. Sie hat jedenfalls die Schulart zu enthalten. Neben 

eigennamenähnlichen Zusätzen sind auch Zusätze, die auf allfällige schulautonome 

Schwerpunkte hinweisen, zulässig. Namensgebungen und Zusätze, die der Aufgabe der 

österreichischen Schule zuwiderlaufen, unberechtigt gewählt wurden oder nicht (mehr) 

zutreffen, können von der Bildungsdirektion untersagt werden. 

§ 3b 

Deutschförderklassen und Deutschförderkurse  

an allgemeinbildenden Pflichtschulen 

Deutschförderklassen und Deutschförderkurse an Volks- und Hauptschulen, Neuen 

Mittelschulen und Polytechnischen Schulen 

(1) Für Schülerinnen und Schüler von allgemeinbildenden Pflichtschulen, die gemäß § 4 

Abs. 2 lit. a oder Abs. 5 des Schulunterrichtsgesetzes wegen mangelnder Kenntnis der 

Unterrichtssprache als außerordentliche Schülerinnen oder Schüler aufgenommen wurden, 

sind Deutschförderklassen und Deutschförderkurse einzurichten. Ihre Einrichtung obliegt der 

Schulleiterin oder dem Schulleiter. 

(2) Deutschförderklassen sind jedenfalls ab einer Schülerzahl von acht Schülerinnen und 

Schülern (auch klassen-, schulstufen- oder schulartübergreifend) einzurichten, bei denen die 

Feststellung der Kenntnisse der Unterrichtssprache gemäß § 4 Abs. 2a oder § 18 Abs. 14 

des Schulunterrichtsgesetzes ergeben hat, dass sie weder als ordentliche Schülerinnen und 
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Schüler aufgenommen werden können, noch über jene Kenntnisse verfügen, die eine 

besondere Förderung in Deutschförderkursen erlauben. Sie dauern ein Semester. Bei einer 

zu geringen Schülerzahl sind die betreffenden Schülerinnen und Schüler in der jeweiligen 

Klasse grundsätzlich integrativ, sechs Wochenstunden jedoch parallel zum Unterricht in der 

Klasse zu unterrichten. 

(3) Deutschförderkurse sind jedenfalls ab einer Schülerzahl von acht Schülerinnen und 

Schülern (auch klassen-, schulstufen- oder schulartübergreifend) einzurichten, bei denen die 

Feststellung der Kenntnisse der Unterrichtssprache gemäß § 4 Abs. 2a oder § 18 Abs. 14 

des Schulunterrichtsgesetzes ergeben hat, dass sie zwar nicht als ordentliche Schülerinnen 

und Schüler aufgenommen werden können, aber keine besondere Förderung in 

Deutschförderklassen benötigen. Sie dauern ein oder höchstens zwei Unterrichtsjahre. In 

Deutschförderkursen ist im Ausmaß von sechs Wochenstunden parallel zum Unterricht von 

Pflichtgegenständen zu unterrichten. Bei einer zu geringen Schülerzahl sind die betreffenden 

Schülerinnen und Schüler in der jeweiligen Klasse integrativ zu unterrichten. 

§ 4 

Gesetzlicher Schulerhalter und gesetzlicher Heimerhalter 

(1) Gesetzlicher Schulerhalter einer öffentlichen VolksschuleVolks- oder Hauptschule, 

Neuen Mittelschule, Sonderschule oder Polytechnischen Schule sowie einer öffentlichen 

Klasse, eines öffentlichen Kurses oder einer öffentlichen Heilstättenschule gemäß § 17 

Abs. 4 ist die Gemeinde, in deren Gebiet die Schule (die Klasse, der Kurs) ihren Sitz hat 

(Schulsitzgemeinde). 

(2) Gesetzlicher Schulerhalter einer Sonderschule, deren Schulsprengel sich auf das 

ganze Landesgebiet erstreckt, sowie einer öffentlichen Berufsschule ist das Land. 

(3) Gesetzlicher Heimerhalter eines öffentlichen Schülerheimes ist der gesetzliche 

Schulerhalter jener Schule, für deren Schüler das Schülerheim ausschließlich oder 

vorwiegend bestimmt ist. 

(4) Dem gesetzlichen Schulerhalter obliegt 

 1. die Errichtung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen Pflichtschulen, 

 2. die Bestimmung und Aufhebung der Bestimmung einer öffentlichen VolksschuleVolks- 

oder Hauptschule, Neuen Mittelschule, Sonderschule oder Polytechnischen Schule 

als ganztägige Schule, 

 3. vorbehaltlich anderer Formen der (gemeinsamen) Kostentragung bei in Schulclustern 

geführten Schulen, die Übernahme der Kosten für Maßnahmen gemäß Z 1 und 2, 

unbeschadet der in diesem Landesgesetz vorgesehenen Beitragsleistungen, 

 4. die Einhebung der Beiträge gemäß § 5 Abs. 2 für den Freizeitbereich ganztägiger 

Schulformen sowie 

 5. die allfällige Bestellung eines Leiters des Betreuungsteils und 

 6. die allfällige Beistellung der für den Freizeitteil des Betreuungsteils ganztägiger 

Schulformen erforderlichen Erzieherinnen und Erzieher, Erzieherinnen und Erzieher 

für die Lernhilfe, Freizeitpädagoginnen und -pädagogen oder anderer auf Grund 

besonderer Qualifikation zur Erfüllung der Aufgaben im Freizeitteil geeigneter 

Personen. 
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(5) Dem gesetzlichen Heimerhalter obliegt 

 1. die Errichtung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen Schülerheime, 

 2. die Übernahme der Kosten hiefür, unbeschadet der in diesem Landesgesetz 

vorgesehenen Beitragsleistungen, sowie 

 3. die Einhebung der Beiträge gemäß § 5 Abs. 2 für öffentliche Schülerheime und 

 4. die Beistellung der erforderlichen Erzieher. 

(6) Die Beistellung der für die öffentlichen Pflichtschulen erforderlichen Lehrer obliegt 

dem Land. Hiedurch werden Regelungen auf dem Gebiet der Tragung des 

Personalaufwands und besoldungsrechtliche Vorschriften nicht berührt. 

§ 7a 

Teilrechtsfähigkeit 

(1) An den öffentlichen Pflichtschulen können im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit 

Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit geschaffen werden. Diese Einrichtungen 

haben eine Bezeichnung zu führen, der die eigene Rechtspersönlichkeit zu entnehmen ist 

und die einen Hinweis auf die Schule zu enthalten hat, an der sie eingerichtet ist. 

(2) Die Einrichtung mit Rechtspersönlichkeit an VolksschulenVolks- oder Hauptschulen, 

Neuen Mittelschulen, Sonderschulen oder Polytechnischen Schulen wird durch zwei 

ehrenamtlich tätige Geschäftsführerinnen bzw. Geschäftsführer geleitet und gemeinsam 

nach außen vertreten. Ein Geschäftsführer ist der Schulleiter. Der andere Geschäftsführer ist 

vom Schulforum oder vom Schulgemeinschaftsausschuss aus dem Kreis seiner Mitglieder 

zu wählen; er muss insbesondere im Hinblick auf die Aufgaben gemäß Abs. 5 Z 1 bis 5 zur 

Ausübung dieser Funktion geeignet sein. 

(3) Der Schulleiter hat nach Herstellung des Einvernehmens mit dem Schulerhalter, 

insbesondere auch im Hinblick auf die gewählten Geschäftsführer, bei der Bildungsdirektion 

die Kundmachung der beabsichtigten Gründung bzw. Auflassung einer Einrichtung mit 

Rechtspersönlichkeit zu beantragen. 

(4) Wenn hinsichtlich der Geschäftsführer keine die Eignung in Frage stellenden 

Umstände vorliegen und wenn eine Beeinträchtigung des Unterrichtsbetriebs voraussichtlich 

nicht zu erwarten ist, hat die Bildungsdirektion mit Verordnung festzulegen: 

 1. die Schule, an der eine Einrichtung mit Rechtspersönlichkeit besteht, 

 2. die Bezeichnung der Einrichtung, 

 3. die Namen der Geschäftsführer und 

 4. den Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Rechtspersönlichkeit, der nicht vor dem Tag 

der Kundmachung liegen darf. 

Eine Auflassung der Einrichtung mit Rechtspersönlichkeit oder die Änderung eines 

Geschäftsführers oder der Bezeichnung ist in gleicher Weise von der Bildungsdirektion 

kundzumachen. 

(5) Die Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit sind berechtigt, ausschließlich folgende in 

Z 1 bis 5 genannte Tätigkeiten im eigenen Namen durchzuführen: 

 1. Erwerb von Vermögen und Rechten durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte, 

 2. Durchführung von Lehrveranstaltungen, die nicht schulische Veranstaltungen im 

Rahmen des öffentlichen Bildungsauftrags sind, 
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 3. Durchführung von sonstigen nicht unter Z 2 fallenden Veranstaltungen, die mit der 

Aufgabe der betreffenden Schule vereinbar sind, sowie deren Organisation und 

Abwicklung für Dritte, 

 4. Abschluss von Verträgen über die Durchführung von Arbeiten, die mit der Aufgabe 

der betreffenden Schule vereinbar sind, und 

 5. Verwendung des durch Rechtsgeschäfte gemäß Z 1 und 4 oder aus Veranstaltungen 

gemäß Z 2 und 3 erworbenen Vermögens und erworbener Rechte für die Erfüllung 

der Aufgaben der betreffenden Schule oder für Zwecke gemäß Z 2 bis 4. 

Tätigkeiten gemäß Z 1 bis 5 dürfen nur dann durchgeführt werden, wenn dadurch die 

Erfüllung der Aufgaben der österreichischen Schule gemäß § 2 des 

Schulorganisationsgesetzes sowie die Erfüllung des Lehrplans nicht beeinträchtigt werden 

und es sich nicht um die Erteilung von Nachhilfeunterricht handelt. Die Durchführung von 

Veranstaltungen und der Abschluss von Verträgen gemäß Z 2 bis 4 bedürfen einer 

gesonderten vorherigen Zustimmung des Schulerhalters; sie sind der Bildungsdirektion zur 

Kenntnis zu bringen. 

(6) Auf Dienst- und Werkverträge, die im Rahmen des Abs. 1 abgeschlossen werden, 

findet das auf die Art der Tätigkeit jeweils zutreffende Gesetz Anwendung. Ein 

Dienstverhältnis zum Schulerhalter oder zu einer anderen oberösterreichischen 

Gebietskörperschaft wird nicht begründet. 

(7) Im Rahmen der Tätigkeiten der Einrichtung mit Rechtspersönlichkeit ist nach den 

Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie weiters nach 

den Grundsätzen eines ordentlichen Unternehmers zu gebaren. § 21 und § 190 bis § 193 

Abs. 1 und § 193 Abs. 3 bis § 216 des Unternehmensgesetzbuches, dRGBl. S. 219/1897, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 46/2019BGBl. I Nr. 17/2018, sind sinngemäß 

anzuwenden. Dem Schulerhalter ist bis spätestens 1. September eines jeden Jahres ein 

Jahresabschluss über das vorangegangene Schuljahr vorzulegen und jederzeit Einsicht in 

die Gebarungsunterlagen zu gewähren sowie Auskünfte zu erteilen. 

(8) Erbringt der Schulerhalter im Rahmen der Tätigkeiten gemäß Abs. 5 Leistungen, ist 

hiefür ein Entgelt zu leisten, welches zweckgebunden für die Bedeckung der durch die 

Leistung des Schulerhalters entstandenen Mehrausgaben zu verwenden ist. 

(9) Im Fall der Auflassung einer Einrichtung mit Rechtspersönlichkeit geht ihr Vermögen 

auf den Schulerhalter über. Der Schulerhalter hat als Träger von Privatrechten 

Verpflichtungen aus noch offenen Verbindlichkeiten der Einrichtung mit Rechtspersönlichkeit 

bis zur Höhe des übernommenen Vermögens zu erfüllen. 

(10) Für Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit an öffentlichen Berufsschulen gelten die 

Abs. 1 bis 9 sinngemäß mit der Maßgabe, dass diese jeweils durch die Schulleiterin als 

ehrenamtlich tätige Geschäftsführerin bzw. durch den Schulleiter als ehrenamtlich tätigen 

Geschäftsführer nach außen vertreten werden. 

(11) Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster 

geführt werden, gilt § 7 Abs. 1a auch für die der Schulleiterin bzw. dem Schulleiter nach 

diesem Paragraphen zukommenden Aufgaben. 

 

 

https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Deutsches_Reichsgesetzblatt_1897_023_219.jpg?uselang=de
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II. HAUPTSTÜCK 

Aufbau, Organisationsform und Lehrer der öffentlichen Pflichtschulen; Schulcluster 

a) Volksschulen 

§ 9 

Organisationsformen 

(1) Volksschulen sind 

 1. nur mit der Grundschule oder 

 2. mit Grundschule und Oberstufe zu führen. 

(2) Die Grundschule ist 

 1. mit einem getrennten Angebot von Vorschulstufe (bei Bedarf) und 1. bis 4. Schulstufe 

oder 

 2. mit einem gemeinsamen Angebot von Schulstufen 

zu führen. 

(2a) Volksschulen sind je nach den örtlichen Erfordernissen zu führen als 

 1. selbstständige Volksschulen oder 

 2. Volksschulklassen, die einer Hauptschule, einer Neuen Mittelschule oder einer 

Sonderschule angeschlossen sind, oder 

 3. Expositurklassen einer selbstständigen Volksschule. 

(3) Über die Organisationsform gemäß Abs. 1 und 2a entscheidet die Bildungsdirektion 

nach Anhörung des Schulforums und des gesetzlichen Schulerhalters. Dabei ist 

insbesondere auf die Schülerzahlen, auf die personellen Voraussetzungen 

(Lehrerplanstellen) und auf die gegebenen örtlichen (räumlichen) Möglichkeiten und 

Erfordernisse Bedacht zu nehmen. Die Festsetzung der Organisationsform gemäß Abs. 2 

erfolgt durch das Schulforum nach Zustimmung der Bildungsdirektion sowie des 

Schulerhalters. 

b) Hauptschulen und Neue Mittelschulen 

1. Hauptschulen 

§ 12 

Aufbau 

(1) Die Hauptschule umfaßt vier Schulstufen (fünfte bis achte Schulstufe). 

(2) Die Schüler der Hauptschule sind ohne Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit in 

Klassen zusammenzufassen. Jeder Schulstufe hat eine Klasse zu entsprechen. 

(3) Die Schüler jeder Schulstufe sind in den Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik 

und Lebende Fremdsprache entsprechend der Einstufung in Leistungsgruppen nach 

Möglichkeit in Schülergruppen zusammenzufassen. Die Zusammenfassung in 

Schülergruppen kann bei einem gemeinsamen Unterricht von Schülern mit und Schülern 

ohne sonderpädagogischem Förderbedarf entfallen. 

(3a) Um den zeitweisen gemeinsamen Unterricht von nicht behinderten Schülern und 

Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu ermöglichen, können zeitweise 

Hauptschulklassen und Sonderschulklassen auch gemeinsam geführt werden. 

(4) Hauptschulen können auch als ganztägige Hauptschulen geführt werden. 
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§ 12a 

Organisationsformen 

(1) Hauptschulen sind je nach den örtlichen Erfordernissen zu führen als 

 1. selbstständige Hauptschulen oder 

 2. Hauptschulklassen, die einer Volksschule, einer Sonderschule oder einer 

Polytechnischen Schule angeschlossen sind, oder 

 3. Expositurklassen einer selbstständigen Hauptschule. 

(2) Über die Organisationsform entscheidet die Bildungsdirektion nach Anhörung des 

Schulforums und des gesetzlichen Schulerhalters. Dabei ist insbesondere auf die 

Schülerzahlen, auf die personellen Voraussetzungen (Lehrerplanstellen) und auf die 

gegebenen örtlichen (räumlichen) Möglichkeiten und Erfordernisse Bedacht zu nehmen. 

§ 13 

Sonderformen der Hauptschule 

(1) Als Sonderformen können Hauptschulen oder einzelne ihrer Klassen unter 

besonderer Berücksichtigung der musischen oder der sportlichen Ausbildung geführt 

werden. 

(2) Über die Führung der Sonderformen gemäß Abs. 1 entscheidet die Bildungsdirektion 

nach Anhörung des gesetzlichen Schulerhalters. Bei der Entscheidung ist insbesondere auf 

die personellen Voraussetzungen (Lehrerplanstellen) und auf die gegebenen örtlichen 

(räumlichen) Möglichkeiten Bedacht zu nehmen. 

§ 14 

Lehrer 

(1) Der Unterricht in den Hauptschulklassen ist durch Fachlehrer zu erteilen. Für den 

Unterricht von Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf sind im Rahmen des 

genehmigten Stellenplanes entsprechend ausgebildete Lehrer zusätzlich einzusetzen; für 

einzelne Unterrichtsgegenstände dürfen mit ihrer Zustimmung auch Lehrer eingesetzt 

werden, die keine besondere Ausbildung zur sonderpädagogischen Förderung besitzen. 

(2) Für jede Hauptschule sind ein Leiter und die erforderlichen weiteren Lehrer zu 

bestellen. 

(2a) An ganztägigen Schulformen kann ein Lehrer oder Erzieher als Leiter des 

Betreuungsteils bestellt werden. Für die gegenstandsbezogene Lernzeit sind die 

erforderlichen Lehrerinnen und Lehrer, für die individuelle Lernzeit die erforderlichen 

Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher oder Erzieherinnen und Erzieher für die 

Lernhilfe sowie für die Freizeit die erforderlichen Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und 

Erzieher, Erzieherinnen und Erzieher für die Lernhilfe oder Freizeitpädagoginnen 

und -pädagogen zu bestellen. Für die Freizeit können auch andere auf Grund besonderer 

Qualifikation zur Erfüllung der Aufgaben im Freizeitteil geeignete Personen (§ 8 lit. j sublit. cc 

Schulorganisationsgesetz) bestellt werden. Der Einsatz solcher qualifizierter Personen ist 

auch dann zulässig, wenn diese nicht Bedienstete des Schulerhalters sind, und ihrerseits der 

Nachweis über das Nichtvorliegen einer strafrechtlichen Verurteilung, insbesondere durch 

Vorlage einer Bescheinigung nach § 10 Abs. 1a Strafregistergesetz 1968, erbracht wird. 

(3) Hiedurch werden die Vorschriften des Lehrerdienstrechtes, bei Religionslehrern auch 

jene des Religionsunterrichtsrechtes, nicht berührt. 
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2. Neue Mittelschulen 

§ 15b 

Aufbau 

(1) Die Neue Mittelschule umfasst vier Schulstufen (fünfte bis achte Schulstufe). 

(2) Die Schülerinnen und Schüler der Neuen Mittelschule sind in Klassen 

zusammenzufassen. Jeder Schulstufe hat eine Klasse zu entsprechen. Nach Maßgabe 

pädagogischer oder organisatorischer Anforderungen (zB geringe Schülerzahl) können 

mehrere Schulstufen in einer Klasse zusammengefasst werden. 

(2a) Schülerinnen und Schüler der 6. bis 8. Schulstufe können in den 

Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und Lebende Fremdsprache entsprechend ihrem 

Leistungsniveau zeitweise oder dauernd in Schülergruppen zusammengefasst werden. Die 

Entscheidung darüber obliegt der Schulleiterin bzw. dem Schulleiter. 

(3) Um den zeitweisen gemeinsamen Unterricht von nicht behinderten Schülerinnen und 

Schülern und Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu 

ermöglichen, können zeitweise Klassen der Neuen Mittelschule und Sonderschulklassen 

gemeinsam geführt werden. 

(4) Neue Mittelschulen können auch als ganztägige Schulen geführt werden. 

§ 15c 

Organisationsformen 

(1) Neue Mittelschulen sind je nach den örtlichen Erfordernissen zu führen 

 1. als selbstständige Neue Mittelschulen oder 

 2. als Klassen einer Neuen Mittelschule, die einer Volksschule, einer Sonderschule oder 

einer Polytechnischen Schule angeschlossen sind, oder 

 3. als Expositurklassen einer selbstständigen Neuen Mittelschule. 

(2) Über die Organisationsform entscheidet die Bildungsdirektion nach Anhörung des 

Schulforums und des gesetzlichen Schulerhalters. Dabei ist insbesondere auf die 

Schülerzahlen, auf die personellen Voraussetzungen (Lehrerplanstellen) und auf die 

gegebenen örtlichen (räumlichen) Möglichkeiten und Erfordernisse Bedacht zu nehmen. 

§ 15d 

Sonderformen der Neuen Mittelschule 

(1) Als Sonderformen können Neue Mittelschulen oder einzelne ihrer Klassen unter 

besonderer Berücksichtigung der musischen oder der sportlichen Ausbildung geführt 

werden. 

(2) Über die Führung der Sonderformen gemäß Abs. 1 entscheidet die Bildungsdirektion 

nach Anhörung des Schulforums und des gesetzlichen Schulerhalters. Bei der Entscheidung 

ist insbesondere auf die personellen Voraussetzungen (Lehrerplanstellen) und auf die 

gegebenen örtlichen (räumlichen) Möglichkeiten Bedacht zu nehmen. 

§ 15e 

Lehrerinnen und Lehrer 

(1) Der Unterricht in den Klassen der Neuen Mittelschulen ist durch Fachlehrerinnen 

und -lehrer zu erteilen. Für den Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf sind im Rahmen des genehmigten Stellenplans 

entsprechend ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer zusätzlich einzusetzen. Weiters können 
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im Rahmen des genehmigten Stellenplans in den Pflichtgegenständen Deutsch, Lebende 

Fremdsprache und Mathematik sowie bei Bedarf in Pflichtgegenständen eines 

(schulautonomen) Schwerpunktbereichs entsprechend ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer 

zusätzlich eingesetzt werden. 

(2) Für jede Neue Mittelschule sind eine Leiterin bzw. ein Leiter und die erforderlichen 

weiteren Lehrerinnen und Lehrer zu bestellen. 

(3) An ganztägigen Schulformen kann eine Lehrerin bzw. ein Lehrer oder eine Erzieherin 

bzw. ein Erzieher als Leiterin bzw. Leiter des Betreuungsteils bestellt werden. Für die 

gegenstandsbezogene Lernzeit sind die erforderlichen Lehrerinnen und Lehrer, für die 

individuelle Lernzeit die erforderlichen Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher 

oder Erzieherinnen und Erzieher für die Lernhilfe sowie für die Freizeit die erforderlichen 

Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher, Erzieherinnen und Erzieher für die 

Lernhilfe oder Freizeitpädagoginnen und -pädagogen zu bestellen. Für die Freizeit können 

auch andere auf Grund besonderer Qualifikation zur Erfüllung der Aufgaben im Freizeitteil 

geeignete Personen (§ 8 lit. j sublit. cc Schulorganisationsgesetz) bestellt werden. Der 

Einsatz solcher qualifizierter Personen ist auch dann zulässig, wenn diese nicht Bedienstete 

des Schulerhalters sind, und ihrerseits der Nachweis über das Nichtvorliegen einer 

strafrechtlichen Verurteilung, insbesondere durch Vorlage einer Bescheinigung nach § 10 

Abs. 1a Strafregistergesetz 1968, erbracht wird. 

(4) Hiedurch werden die Vorschriften des Lehrerdienstrechts, bei Religionslehrerinnen 

und -lehrern auch jene des Religionsunterrichtsrechts, nicht berührt. 

c) Sonderschulen 

§ 16 

Aufbau 

(1) Die Sonderschule umfasst neun Schulstufen. Die letzte Schulstufe ist das 

Berufsvorbereitungsjahr. 

(2) Die Einteilung der Klassen richtet sich nach dem Alter und der Bildungsfähigkeit der 

Schüler. In den Unterrichtsgegenständen Deutsch und Mathematik ist die Teilnahme am 

Unterricht der nächst niedrigeren oder nächst höheren Schulstufe zu ermöglichen, wenn 

dadurch der individuellen Lernsituation der Schüler besser entsprochen werden kann. 

(3) Für Sonderschulen, die nach dem Lehrplan der VolksschuleVolks- oder Hauptschule, 

der Neuen Mittelschule oder der Polytechnischen Schule geführt werden, finden die §§ 8, 12, 

15b und 20 insoweit Anwendung, als dies die Aufgabe der Sonderschule zulässt. 

(4) Sonderschulen können auch als ganztägige Sonderschulen geführt werden. 

§ 17 

Organisationsformen 

(1) Sonderschulen sind je nach den örtlichen Erfordernissen zu führen 

 1. als selbständige Schulen oder 

 2. als Sonderschulklassen, die einer VolksschuleVolks- oder Hauptschule, einer Neuen 

Mittelschule oder einer Polytechnischen Schule oder einer Sonderschule anderer Art 

angeschlossen sind; in diesem Fall ist bei ganztägigen Schulformen im Betreuungsteil 

eine integrative Gruppenbildung anzustreben; außerdem können in einer 

Sonderschulklasse Abteilungen eingerichtet werden, die verschiedenen 
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Sonderschularten entsprechen. Auf Sonderschulen, die nach dem Lehrplan der 

Volksschule geführt werden, findet § 9 Abs. 2 und 3 sinngemäß Anwendung. 

(2) Folgende Arten von Sonderschulen kommen in Betracht: 

 1. Allgemeine Sonderschule (für leistungsbehinderte oder lernschwache Kinder); 

 2. Sonderschule für körperbehinderte Kinder; 

 3. Sonderschule für sprachgestörte Kinder; 

 4. Sonderschule für schwerhörige Kinder; 

 5. Sonderschule für Gehörlose (Institut für Gehörlosenbildung); 

 6. Sonderschule für sehbehinderte Kinder; 

 7. Sonderschule für blinde Kinder (Blindeninstitut); 

 8. Sondererziehungsschule (für erziehungsschwierige Kinder); 

 9. Sonderschule für Kinder mit erhöhtem Förderbedarf. 

(3) Die im Abs. 2 unter Z 2 bis 8 angeführten Sonderschulen tragen unter Bedachtnahme 

auf den Lehrplan, nach dem sie geführt werden, die Bezeichnung „Volksschule“, 

„Hauptschule“, „Neue Mittelschule“ bzw. „Polytechnische Schule“, in den Fällen der Z 2 und 

7 unter Beifügung der Art der Behinderung; dies gilt sinngemäß für derartige 

Sonderschulklassen. 

(4) In Krankenanstalten und ähnlichen Einrichtungen können für schulpflichtige Kinder 

nach Maßgabe der gesundheitlichen Voraussetzungen Klassen bzw. ein kursmäßiger 

Unterricht nach dem Lehrplan der Volksschule, der Hauptschule,der Neuen Mittelschule, der 

Polytechnischen Schule oder einer Sonderschule eingerichtet werden. Unter der 

Voraussetzung einer entsprechenden Anzahl solcher Klassen und Kurse können auch 

„Heilstättenschulen“ eingerichtet werden. 

(5) Den im Abs. 2 angeführten Arten von Sonderschulen können Klassen für mehrfach 

behinderte Kinder angeschlossen werden. Unter der Voraussetzung einer entsprechenden 

Anzahl solcher Klassen können auch Sonderschulen für mehrfach behinderte Kinder geführt 

werden. 

(6) An VolksschulenVolks- und Hauptschulen, Neuen Mittelschulen, Sonderschulen 

sowie Polytechnischen Schulen können therapeutische und funktionelle Übungen in Form 

von Kursen durchgeführt werden. Ferner können für Schüler an VolksschulenVolks- und 

Hauptschulen sowie Neuen Mittelschulen, bezüglich deren ein Verfahren gemäß § 8 des 

Schulpflichtgesetzes 1985 eingeleitet wurde, Kurse zur Überprüfung des 

sonderpädagogischen Förderbedarfes durchgeführt werden. 

(7) Über die Organisationsform gemäß Abs. 1 bis 6 entscheidet die Bildungsdirektion 

nach Anhörung des gesetzlichen Schulerhalters. 

§ 18 

Lehrerinnen und Lehrer 

Die §§ 10, 14 und 15e sind unter Bedachtnahme auf die Organisationsform der 

Sonderschule sinngemäß anzuwenden. 
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d) Polytechnische Schulen 

§ 20 

Aufbau 

(1) Die Polytechnische Schule umfaßt ein Schuljahr (neunte Schulstufe). 

(2) Die Schüler der Polytechnischen Schule sind unter Bedachtnahme auf eine für die 

Unterrichtsführung erforderliche Mindestschülerzahl in Klassen zusammenzufassen. 

(3) Sofern in den Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und Lebende Fremdsprache 

eine Differenzierung nach zwei Leistungsniveaus erfolgt, sind die Schülerinnen und Schüler 

mehrerer Klassen entsprechend ihrem Leistungsniveau unter Anwendung des § 8a 

Schulorganisationsgesetz nach Möglichkeit in Schülergruppen zusammenzufassen.Die 

Schüler mehrerer Klassen sind in den Pflichtgegenständen Deutsch, Lebende Fremdsprache 

und Mathematik entsprechend der Einstufung in Leistungsgruppen nach Möglichkeit in 

Schülergruppen (§ 8a Abs. 1 Z 5 Schulorganisationsgesetz) zusammenzufassen. Die 

Zusammenfassung in Schülergruppen kann bei einem gemeinsamen Unterricht von 

Schülerinnen und Schülern mit und Schülerinnen und Schülern ohne sonderpädagogischem 

Förderbedarf entfallen. 

(3a) Um einen zeitweisen gemeinsamen Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit 

und Schülerinnen und Schülern ohne sonderpädagogischem Förderbedarf zu ermöglichen, 

können zeitweise Klassen der Polytechnischen Schule und Sonderschulklassen auch 

gemeinsam geführt werden. 

(4) Polytechnische Schulen können auch als ganztägige Polytechnische Schulen geführt 

werden. 

§ 21 

Organisationsformen 

(1) Polytechnische Schulen sind je nach den örtlichen Erfordernissen zu führen als 

 1. selbstständige Polytechnische Schulen oder 

 2. Klassen von Polytechnischen Schulen, die einer VolksschuleVolks- oder Hauptschule, 

einer Neuen Mittelschule oder einer Sonderschule angeschlossen sind, oder 

 3. Expositurklassen einer selbstständigen Polytechnischen Schule. 

(2) Über die Organisationsform entscheidet die Bildungsdirektion nach Anhörung des 

Schulgemeinschaftsausschusses und des gesetzlichen Schulerhalters. 

III. HAUPTSTÜCK 

Errichtung und Auflassung der öffentlichen Pflichtschulen, der öffentlichen 

Schülerheime und von Pflichtschulclustern 

§ 28 

Errichtung 

(1) Unter Errichtung einer öffentlichen Pflichtschule im Sinne dieses Landesgesetzes ist 

ihre Gründung und die Festsetzung ihrer örtlichen Lage zu verstehen. 

(2) Öffentliche Pflichtschulen sind nach Maßgabe der §§ 29 bis 33 überall dort zu 

errichten, wo unter Bedachtnahme auf die Anzahl der Schulpflichtigen und einen diesen 

zumutbaren Schulweg der Bedarf hiefür gegeben ist. Bei der Ermittlung des Bedarfes ist 

auch auf das Bestehen von privaten Pflichtschulen, denen nach den hiefür bestehenden 

Gesetzen das Öffentlichkeitsrecht verliehen wurde, Bedacht zu nehmen. 
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(2a) Eine Gemeinde kann eine öffentliche Volksschule, Hauptschule oder Neue 

Mittelschule errichten, wenn 

 1. in ihrem Gemeindegebiet oder sonst in einem geschlossenen Gebiet nach einem 

fünfjährigen Durchschnitt gerechnet mindestens 100 volksschulpflichtige Kinder oder 

mindestens 120 für den Besuch einer Hauptschule oder einer Neuen Mittelschule in 

Betracht kommende Kinder wohnen, 

 2. die Schulsitzgemeinden der öffentlichen Schulen, deren Sprengel diese Kinder 

zugehören, der Errichtung zustimmen, 

 3. die Errichtung der Schule an den bestehenden Schulen zu keinen räumlichen 

Überkapazitäten führt und 

 4. die personellen Voraussetzungen (Lehrerplanstellen) für die zu errichtende Schule 

gegeben sind. 

(3) In jenen Fällen, in denen nach Abs. 2 mehrere Gemeinden als gesetzlicher 

Schulerhalter einer zu errichtenden öffentlichen Pflichtschule in Betracht kämen und die 

Gemeinden sich über die örtliche Lage der Schule nicht einigen können, entscheidet die 

Bildungsdirektion unter Bedachtnahme auf Zweckmäßigkeit und Billigkeit, welche Gemeinde 

die öffentliche Pflichtschule zu errichten hat. 

§ 30 

Errichtung der öffentlichen Hauptschulen und Neuen Mittelschulen 

(1) Öffentliche Hauptschulen und Neue Mittelschulen haben unter Bedachtnahme darauf, 

dass möglichst alle, jedenfalls aber die in dicht besiedelten oder verkehrsbegünstigten 

Gebieten wohnenden Kinder eine Hauptschule oder eine Neue Mittelschule besuchen 

können, dort zu bestehen, wo in einer Gemeinde oder sonst in einem geschlossenen Gebiet, 

nach einem fünfjährigen Durchschnitt gerechnet, mindestens 120 für den Besuch einer 

Hauptschule oder einer Neuen Mittelschule in Betracht kommende Kinder wohnen, die sonst 

zur Erreichung der nächsten öffentlichen Hauptschule oder Neuen Mittelschule einen nicht 

zumutbaren Schulweg zurücklegen müssten. 

(2) Zur Förderung der Leistungsfähigkeit im Skisport können überdies öffentliche 

Hauptschulen oder Neue Mittelschulen errichtet werden, wo an einem bereits bestehenden 

Standort einer Hauptschule oder einer Neuen Mittelschule auf jeder Schulstufe eigene 

Klassen nach dem Lehrplan der Hauptschule oder der Neuen Mittelschule unter besonderer 

Berücksichtigung der skisportlichen Ausbildung geführt werden, deren Sprengel auf Grund 

ihrer überregionalen Bedeutung das gesamte Landesgebiet umfasst. 

§ 31 

Errichtung der öffentlichen Sonderschulen 

(1) Öffentliche Sonderschulen haben, erforderlichenfalls unter Angliederung eines 

Schülerheimes, dort zu bestehen, wo in einer Gemeinde oder sonst in einem größeren 

Gebiet, nach einem fünfjährigen Durchschnitt gerechnet, mindestens 50 Kinder mit einem 

sonderpädagogischen Förderbedarf wohnen, die 

 1. nicht an einer allgemeinen Schule unterrichtet werden und 

 2. zur nächsten ihrer Behinderung entsprechenden öffentlichen Sonderschule einen 

nicht zumutbaren Schulweg zurücklegen müßten.  
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(2) Sonderschulklassen sind zu errichten, wenn eine für die Schulführung erforderliche 

Mindestzahl an Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf erreicht 

wird, jedoch die Voraussetzungen für das Bestehen einer öffentlichen Sonderschule (Abs. 1) 

nicht vorliegen. Diese Sonderschulklassen sind einer öffentlichen VolksschuleVolks- oder 

Hauptschule, Neuen Mittelschule, Polytechnischen Schule oder einer Sonderschule anderer 

Art anzuschließen. 

(3) Für angeschlossene Sonderschulklassen (Abs. 2) sind die für die öffentlichen 

Pflichtschulen geltenden Bestimmungen dieses Landesgesetzes sinngemäß anzuwenden. 

Solche Sonderschulklassen gelten als Bestandteil der Schule, der sie angeschlossen sind. 

§ 32 

Errichtung der öffentlichen Polytechnischen Schulen 

(1) Öffentliche Polytechnische Schulen haben als selbständige Schulen jeweils dort zu 

bestehen, wo in einer Gemeinde oder sonst in einem größeren Gebiet, nach einem 

fünfjährigen Durchschnitt gerechnet, mehr als 50 Kinder für ihren Besuch in Betracht 

kommen. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, dass alle schulpflichtigen Kinder im neunten 

Jahr ihrer allgemeinen Schulpflicht, soweit sie diese nicht anderweitig erfüllen, die 

Polytechnische Schule bei einem ihnen zumutbaren Schulweg besuchen können. 

(2) Sind die Voraussetzungen für die Errichtung einer öffentlichen Polytechnischen 

Schule als selbständige Schule (Abs. 1) nicht gegeben, so kann eine Polytechnische Schule 

auch in organisatorischem Zusammenhang mit einer öffentlichen VolksschuleVolks- oder 

Hauptschule, Neuen Mittelschule oder Sonderschule errichtet werden, wenn für ihren 

Besuch mehr als 25 Kinder in Betracht kommen und die Möglichkeit einer entsprechenden 

Kooperation, so insbesondere im Hinblick auf die Vermittlung bestimmter Lehrplaninhalte, 

mit anderen Polytechnischen Schulen besteht; die sonstigen Voraussetzungen des Abs. 1 

gelten sinngemäß. § 4 Abs. 1 wird durch diese Bestimmung nicht berührt. 

§ 38 

Auflassung der öffentlichen Pflichtschulen 

(1) Die Auflassung einer öffentlichen Pflichtschule bedarf der Bewilligung der 

Bildungsdirektion (Auflassungsbewilligung). Die Bewilligung ist auf Antrag des gesetzlichen 

Schulerhalters zu erteilen, wenn die Voraussetzungen für die Errichtung der Schule (§§ 29 

bis 33) nicht mehr gegeben sind und die Nachteile des Weiterbestandes der Schule seine 

Vorteile überwiegen. Im Zweifel ist den öffentlichen Interessen, die für den Weiterbestand 

der Schule sprechen, der Vorrang gegenüber dem Interesse des gesetzlichen Schulerhalters 

an der Auflassung der Schule einzuräumen. 

(2) Die Bildungsdirektion kann die Auflassung einer öffentlichen Pflichtschule von Amts 

wegen anordnen, wenn für das Bestehen der betreffenden Schule kein Bedarf mehr 

gegeben ist. 

(3) Für das Verfahren bei der Auflassung einer öffentlichen Pflichtschule gilt § 36 

sinngemäß. 

(4) Die Auflassungsbewilligung (Abs. 1) für öffentliche Volksschulen muss dann nicht 

erteilt werden, wenn die Schülerzahl der vor dem 24. September 1965 errichteten 

Volksschule der im geltenden Oö. Pflichtschulorganisationsgesetz als Voraussetzung für die 

Errichtung solcher Schulen festgesetzten erhöhten Schülerzahl nicht entspricht. Dasselbe 
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gilt, wenn vor dem 24. September 1965 errichtete Hauptschulen als Mittelschulen 

weitergeführt werden, für diese Mittelschulen. 

(4) Die Auflassungsbewilligung (Abs. 1) für öffentliche Volks- und Hauptschulen muß 

dann nicht erteilt werden, wenn die Schülerzahl der vor dem 24. September 1965 errichteten 

Volks- und Hauptschulen der im geltenden O.ö. Pflichtschulorganisationsgesetz als 

Voraussetzung für die Errichtung solcher Schulen festgesetzten erhöhten Schülerzahl nicht 

entspricht. 

IV. HAUPTSTÜCK 

Schulsprengel 

§ 39 

Sprengelfestsetzung (Einschulung) 

(1) Für jede öffentliche Pflichtschule hat ein Schulsprengel zu bestehen. Der 

Schulsprengel ist anläßlich der Errichtung der Schule nach Maßgabe der folgenden 

Bestimmungen festzusetzen (Einschulung). Der Schulsprengel ist nach Erfordernis zu 

ändern oder aufzuheben. Die für die Festsetzung des Schulsprengels geltenden 

Bestimmungen sind sinngemäß auch für die Änderung und Aufhebung anzuwenden. 

(2) Soweit erforderlich kann für Expositurklassen oder Klassen einer , Klassen einer 

Hauptschule oder Neuen Mittelschule unter besonderer Berücksichtigung der musischen 

oder sportlichen Ausbildung, einzelne Schulstufen (z. B. Ober- und Unterstufe der 

öffentlichen Volksschulen) oder für einzelne Unterrichtsgegenstände (z. B. Hauswirtschaft) 

ein vom allgemeinen Schulsprengel der betreffenden öffentlichen Pflichtschule abweichender 

Sprengel festgesetzt werden. 

(3) Bestehen in einer Gemeinde mehrere Schulen derselben Schulart, so kann für 

mehrere oder alle dieser Schulen ein gemeinsamer Schulsprengel festgelegt werden. 

§ 42 

Sprengel für Hauptschulen und Neue Mittelschulen 

(1) Der Schulsprengel einer öffentlichen Hauptschule oder Neuen Mittelschule kann - 

unbeschadet der die Schulpflicht regelnden Vorschriften - in einen Pflichtsprengel und einen 

Berechtigungssprengel geteilt werden. Zumindest die Berechtigungssprengel müssen 

lückenlos aneinandergrenzen; sie können sich auch überdecken. 

(1a) Für die Neuen Mittelschulen kann auch ein gemeinsamer Berechtigungssprengel 

festgesetzt werden, der sich auf das gesamte Landesgebiet erstreckt. Wird von der 

Bildungsdirektion ein solcher gemeinsamer Berechtigungssprengel festgesetzt, müssen die 

Pflichtsprengel der Neuen Mittelschulen lückenlos aneinandergrenzen. 

(2) Der Pflichtsprengel umfaßt das Gebiet, in dem jene nach den die Schulpflicht 

regelnden Vorschriften für den Besuch einer öffentlichen Hauptschule oder Neuen 

Mittelschule in Betracht kommenden Kinder wohnen, denen der Besuch dieser Schule 

hinsichtlich des Schulweges zugemutet werden kann. 

(3) Der Berechtigungssprengel umfasst das Gebiet, aus welchem die für den Besuch 

einer Hauptschule oder einer Neuen Mittelschule in Betracht kommenden Kinder auf 

Verlangen der Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten in die Schule aufzunehmen 

sind. 

(4) § 40 Abs. 3 und 5 sind sinngemäß anzuwenden. 
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§ 46 

Sprengelangehörigkeit 

(1) Sprengelangehörig sind jene Schulpflichtigen, die im Schulsprengel, wenn auch nur 

zum Zwecke des Schulbesuchs, wohnen. Bei Lehrlingen ist statt des Wohnorts der 

Betriebsstandort und bei mehreren Betriebsstätten die im Lehrvertrag als Hauptbetriebsstätte 

genannte Betriebsstätte maßgeblich. Bei berufsschulpflichtigen Personen in 

Ausbildungsverhältnissen sowie bei Personen, die gemäß § 20 Abs. 2 und § 21 Abs. 2 des 

Schulpflichtgesetzes 1985 zum Besuch der Berufsschule berechtigt sind, richtet sich die 

Sprengelangehörigkeit nach dem Standort der Ausbildungseinrichtung. 

(2) Jeder Schulpflichtige ist in die für ihn nach der Schulart in Betracht kommende 

Schule, deren Schulsprengel er angehört, aufzunehmen. Bei einem gemeinsamen 

Schulsprengel für mehrere Schulen (§ 39 Abs. 3) hat der Schulpflichtige eine 

Wahlmöglichkeit zwischen den einzelnen Schulen, soweit die personellen, räumlichen oder 

schulorganisatorischen Gegebenheiten an der von ihm gewählten Schule eine Aufnahme 

zulassen. 

(2a) Bei einem das gesamte Landesgebiet umfassenden Berechtigungssprengel für die 

Neuen Mittelschulen (§ 42 Abs. 1a) hat jede Schülerin bzw. jeder Schüler eine 

Wahlmöglichkeit zwischen den einzelnen Schulen, soweit die personellen, räumlichen und 

schulorganisatorischen Gegebenheiten an der von ihr bzw. ihm gewählten Schule eine 

Aufnahme zulassen. Schülerinnen und Schülern, die auch dem Pflichtsprengel der von ihnen 

gewählten Schule angehören, darf eine Aufnahme aus diesen Gründen jedoch nicht versagt 

werden. Der Besuch der in Aussicht genommenen Neuen Mittelschule ist bei der Leitung 

dieser Schule zu beantragen. Auf das Verfahren zur Aufnahme in die 1. Klasse der Neuen 

Mittelschule ist § 3 der Aufnahmsverfahrensverordnung, BGBl. II Nr. 317/2006, in der 

Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 12/2019BGBl. II Nr. 90/2017, anzuwenden. Gleiches 

gilt sinngemäß für den Wechsel einer bzw. eines bereits an einer Neuen Mittelschule 

aufgenommenen Schülerin bzw. Schülers an eine andere Neue Mittelschule. Ausgenommen 

in Fällen, in denen berücksichtigungswürdige Umstände vorliegen, darf ein Schulwechsel nur 

mit Beginn des nächstfolgenden Schuljahres erfolgen. 

(3) Den Schulpflichtigen sind jene Personen gleichzuhalten, die nach den die Schulpflicht 

regelnden Vorschriften zum freiwilligen Besuch einer Pflichtschule berechtigt sind. 

V. HAUPTSTÜCK 

Erhaltung der öffentlichen Pflichtschulen 

§ 51 

Laufende Schulerhaltungsbeiträge für öffentliche VolksschulenVolks- und 

Hauptschulen, Neue Mittelschulen, Sonderschulen sowie Polytechnische Schulen 

(1) Sofern eine Gemeinde mit ihrem gesamten Gebiet oder einem Teil ihres Gebietes zu 

einem Schulsprengel einer öffentlichen VolksschuleVolks- oder Hauptschule, Neuen 

Mittelschule, Sonderschule oder Polytechnischen Schule gehört, ohne selbst gesetzlicher 

Schulerhalter der jeweiligen Schule zu sein, hat sie an den gesetzlichen Schulerhalter 

Beiträge zum laufenden Schulerhaltungsaufwand zu leisten (laufende 

Schulerhaltungsbeiträge). 
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(2) Die laufenden Schulerhaltungsbeiträge sind in der Weise zu berechnen, daß der nicht 

durch Zuwendungen von anderer Seite oder durch sonstige mit dem Schulbetrieb 

zusammenhängende Einnahmen gedeckte laufende Schulerhaltungsaufwand des 

vorausgegangenen Kalenderjahres durch die Gesamtzahl der Schüler dieser Schule geteilt 

wird (Kopfquote). Die Kopfquote ist mit der Zahl der im eingeschulten Gebiet der gemäß 

Abs. 1 jeweils verpflichteten Gemeinden wohnenden und diese Schule rechtmäßig 

besuchenden Schüler zu vervielfachen; dabei sind aber jene Schüler, die zum Zwecke des 

Schulbesuchs in einer anderen Gemeinde als der Wohnsitzgemeinde ihrer Eltern wohnen, 

der Wohnsitzgemeinde ihrer Eltern zuzuzählen, wenn sie ihren Hauptwohnsitz bei ihren 

Eltern haben und dieser im eingeschulten Gebiet liegt. Stichtag für die Ermittlung der 

Schülerzahlen ist jeweils der 15. Oktober des vorausgegangenen Kalenderjahres. 

(3) Haben die beteiligten Gebietsköperschaften über die Leistung der laufenden 

Schulerhaltungsbeiträge keine Vereinbarung getroffen, so haben die gesetzlichen 

Schulerhalter jeweils bis zu dem auf das der Berechnung zugrunde liegende Kalenderjahr 

folgenden 1. Juni den eingeschulten Gemeinden die auf sie entfallenden 

Schulerhaltungsbeiträge mittels schriftlicher Zahlungsaufforderung bekanntzugeben. Gegen 

die Zahlungsaufforderung kann von den beitragspflichtigen Gemeinden binnen zwei 

Wochen, vom Tag der Zustellung an gerechnet, beim gesetzlichen Schulerhalter Einspruch 

erhoben werden. Wird kein Einspruch erhoben, so sind die Schulerhaltungsbeiträge der 

Zahlungsaufforderung entsprechend an den gesetzlichen Schulerhalter zu entrichten. Der 

rechtzeitig eingebrachte Einspruch hat die Wirkung, daß die laufenden 

Schulerhaltungsbeiträge von der Bildungsdirektion bescheidmäßig festzusetzen sind. Die 

laufenden Schulerhaltungsbeiträge sind zwei Wochen nach Zustellung der 

Zahlungsaufforderung bzw. des Bescheides fällig, wenn aus Billigkeitsrücksichten nicht 

andere Zahlungsbedingungen festgesetzt sind. Nach Ablauf des Fälligkeitstages können 

gesetzliche Verzugszinsen berechnet werden. 

(4) Solange die beteiligten Gebietskörperschaften über die Leistung der laufenden 

Schulerhaltungsbeiträge keine Vereinbarung getroffen haben oder solange keine nicht 

beeinspruchte Zahlungsaufforderung oder kein rechtskräftiger Bescheid (Abs. 3) vorliegt, 

sind auf die laufenden Schulerhaltungsbeiträge gegen nachträgliche Verrechnung 

vierteljährlich, und zwar am 15. Jänner, 15. April, 15. Juli und 15. Oktober, Vorauszahlungen 

in der Höhe jeweils eines Viertels des letzten durch Zahlungsaufforderung oder Bescheid 

vorgeschriebenen Jahresbeitrages zu leisten; wurde über die Leistung der laufenden 

Schulerhaltungsbeiträge eine Vereinbarung getroffen, so ist der vereinbarte Betrag zugrunde 

zu legen. Wird die Zahlungsaufforderung (Abs. 3) erst nach Ablauf des Jahres, in dem die 

Vorauszahlungen geleistet wurden, zur nachträglichen Verrechnung vorgelegt, so darf ihr 

keine höhere Kopfquote (Abs. 2) zugrundegelegt werden als der geleisteten Vorauszahlung. 

(5) Sind für einzelne Unterrichtsgegenstände gemäß § 39 Abs. 2 vom allgemeinen 

Schulsprengel abweichende Sprengel festgesetzt, so ist für die nur am einzelnen 

Unterrichtsgegenstand teilnehmenden Schüler eine gesonderte Kopfquote nach einem 

Pauschalsatz festzusetzen. Die Bildungsdirektion hat für jede demnach in Betracht 

kommende Schule diesen Pauschalsatz zu bestimmen, wobei nach Erfahrungsgrundsätzen 

der laufende Schulerhaltungsaufwand für den einzelnen Unterrichtsgegenstand dem 
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gesamten laufenden Schulerhaltungsaufwand der Schule gegenüberzustellen ist. Bei 

wesentlichen Änderungen dieses Verhältnisses ist der Pauschalsatz neu zu bestimmen. 

(6) Ist eine Gemeinde oder das Land gesetzlicher Schulerhalter mehrerer Volksschulen, 

Hauptschulen, Neuer Mittelschulen, Sonderschulen oder Polytechnischer Schulen, so ist die 

Kopfquote (Abs. 2) nicht für jede Schule gesondert, sondern für jede dieser Schularten 

gemeinsam zu berechnen. Die Kopfquote kann auch für mehrere oder alle dieser Schularten 

gemeinsam berechnet werden, solange dagegen von keiner Gemeinde, die zur Leistung von 

laufenden Schulerhaltungsbeiträgen verpflichtet ist, Widerspruch erhoben wird. 

VI. HAUPTSTÜCK 

Bau- und Einrichtungsvorschriften; Verwendung von 

Schulliegenschaften 

§ 55 

Einrichtung 

(1) In jeder öffentlichen Pflichtschule ist eine der Anzahl der Klassen und dem Lehrplan 

entsprechende Zahl von Unterrichts- und Nebenräumen einzurichten. 

(2) Jede Schule hat bezüglich ihrer Lage, ihrer baulichen Gestaltung und ihrer 

Einrichtung den Grundsätzen der Pädagogik und der Schulhygiene und den Erfordernissen 

der Sicherheit zu entsprechen und jene Lehrmittel aufzuweisen, die für die lehrplanmäßige 

Durchführung des Unterrichtes notwendig sind. 

(3) Soweit dies für die lehrplanmäßige Durchführung des Unterrichtes notwendig ist, sind 

die VolksschulenVolks- und Hauptschulen, Neuen Mittelschulen, Sonderschulen, 

Polytechnischen Schulen sowie die Berufsschulen mit einem Turn- und Spielplatz und 

womöglich mit einem Turnsaal (Turnraum), ferner mit einer Schulküche, einer 

Schulwerkstätte und einem Schulgarten, die Polytechnischen Schulen sowie die 

Berufsschulen mit den für den praktischen Unterricht erforderlichen Lehrwerkstätten und 

Unterrichtsräumen auszustatten. 

(4) In den VolksschulenVolks- und Hauptschulen, Neuen Mittelschulen, Sonderschulen, 

Polytechnischen Schulen sowie Berufsschulen ist in allen Klassenräumen vom gesetzlichen 

Schulerhalter ein Kreuz anzubringen. 

(5) Als staatliche Symbole sind in jedem Klassenraum das Bundeswappen und das 

Landeswappen sowie in jeder Schule ein Bild des Bundespräsidenten und ein Bild des 

Landeshauptmannes anzubringen. 

VIII. HAUPTSTÜCK 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 64 

Übergangsbestimmung 

(1) Wo in diesem Landesgesetz Schulerhaltungsbeiträge nach der Schülerzahl des 

Vorjahres zu berechnen sind, ist bei neu errichteten Schulen im ersten Jahr die Schülerzahl 

schätzungsweise festzusetzen. Der Unterschied zur Berechnung nach der tatsächlichen 

Schülerzahl ist im nächsten Jahr auszugleichen. 

(2) Die bestehenden Hauptschulen werden beginnend mit dem Schuljahr 2012/2013 nach 

Maßgabe des § 130a Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 36/2012, zu Neuen Mittelschulen weiterentwickelt. Dabei ist 



  Seite 17 

vom Fortbestand der bestehenden Schulen (Schulstandorte) auszugehen; jeweils 

bestehende Bewilligungen (Bescheide) und Verordnungen erstrecken sich fortan auf die 

Neuen Mittelschulen. Gleiches gilt für die Überleitung einer Neuen Mittelschule in eine 

Mittelschule mit 1. September 2020. 

§ 65 

Verweisungen 

Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, wenn 

nicht eine bestimmte Fassung angeführt ist, in folgender Fassung anzuwenden: 

 – Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 35/2019; 

 – Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 54/2019; 

 – Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, BGBl. Nr. 163/1955, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 101/2018; 

 – Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBl. Nr. 302/1984, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 51/2019; 

 – Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 101/2018. 

§ 65 

Verweisungen 

Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, wenn 

nicht eine bestimmte Fassung angeführt ist, in folgender Fassung anzuwenden: 

 - Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 35/2018; 

 - Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 35/2018; 

 - Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, BGBl. Nr. 163/1955, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 138/2017; 

 - Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBl. Nr. 302/1984, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2018; 

 - Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 35/2018. 
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Oö. Schulzeitgesetz 1976 

 

 

II. HAUPTSTÜCK 

Öffentliche Volksschulen, Mittelschulen, Sonderschulen 

 sowie Polytechnische Schulen 

Öffentliche Volks- und Hauptschulen, Neue Mittelschulen, Sonderschulen sowie 

Polytechnische Schulen 

§ 2 

Schuljahr 

(1) Das Schuljahr beginnt am zweiten Montag im September und dauert bis zum Beginn 

des nächsten Schuljahres. 

(2) Das Schuljahr besteht aus dem Unterrichtsjahr (Z. 1) und den Hauptferien (Z. 2). 

 1. Das Unterrichtsjahr umfaßt 

 a) das erste Semester, das mit dem Schuljahr beginnt und mit dem Anfang der 

Semesterferien endet, 

 b) die Semesterferien in der Dauer von einer Woche, die am dritten Montag im 

Februar beginnen; 

 c) das zweite Semester, das mit dem den Semesterferien folgenden Montag beginnt 

und mit dem Anfang der Hauptferien endet. 

 2. Die Hauptferien beginnen an dem Samstag, der frühestens auf den 5. Juli und 

spätestens auf den 11. Juli fällt; sie enden mit dem Beginn des nächsten Schuljahres. 

(2a) Abweichend von Abs. 2 Z 1 lit. b kann die Bildungsdirektion durch Verordnung 

 1. den Beginn der Semesterferien um eine Woche verlegen, sofern verkehrspolitische 

Gründe oder überregionale Interessen nicht entgegenstehen; 

 2. für einzelne Teile des Bundeslandes unterschiedliche Regelungen für den Beginn der 

Semesterferien treffen, wenn örtliche Gegebenheiten es zwingend erfordern. 

(2b) Verordnungen gemäß Abs. 2a sind spätestens vor Beginn des Kalenderjahres zu 

erlassen, das den Semesterferien vorangeht. Vor Erlassung von Verordnungen nach Abs. 2a 

Z 2 sind sowohl der jeweilige Schulgemeinschaftsausschuß bzw. das jeweilige Schulforum 

(die jeweiligen Schulgemeinschaftsausschüsse bzw. die jeweiligen Schulforen) als auch der 

jeweilige gesetzliche Schulerhalter (die jeweiligen gesetzlichen Schulerhalter), die von einer 

abweichenden Semesterferienregelung betroffen sind, zu hören. 

(3) Alle Tage des Unterrichtsjahres, die nicht nach den folgenden Bestimmungen und 

den Bestimmungen des Schulzeitgesetzes 1985 schulfrei sind, sind Schultage. 

(4) Schulfrei sind folgende Tage des Unterrichtsjahres: 

 a) die Samstage, die Sonntage, die gesetzlichen Feiertage, der Allerseelentag und der 

4. Mai; 

 b) die Tage vom 24. Dezember bis zum 6. Jänner (Weihnachtsferien); die 

Bildungsdirektion kann darüber hinaus durch Verordnung den 23. Dezember und den 

7. Jänner für alle Schulen aus kalendermäßigen Gründen oder für einzelne Schulen, 

wenn es mit Rücksicht auf die Ab- und Anreise der Schüler zweckmäßig ist, schulfrei 

erklären; 
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 c) der einem gemäß lit. a oder b schulfreien Freitag unmittelbar folgende Samstag; 

 d) die Tage vom Montag bis einschließlich Samstag der Semesterferien (Abs. 1); 

 e) die Tage vom Samstag vor dem Palmsonntag bis einschließlich Ostermontag 

Dienstag nach Ostern (Osterferien); 

 f) die Tage vom Samstag vor Pfingsten bis einschließlich Pfingstmontag (Pfingstferien); 

 f) die Tage vom Samstag vor bis einschließlich Dienstag nach Pfingsten (Pfingstferien). 

 g) die Tage vom 27. Oktober bis einschließlich 31. Oktober (Herbstferien). 

(5) Ferner kann die Bildungsdirektion in besonderen Fällen des schulischen oder 

sonstigen öffentlichen Lebens zwei weitere Tage, insbesondere zwei zwischen 

unterrichtsfreie Tage fallende Schultage, durch Verordnung schulfrei erklären. Dabei hat sie 

unter Berücksichtigung allfälliger Schulfreierklärungen durch die Bildungsdirektion gemäß § 8 

Abs. 5 erster Satz Schulzeitgesetz 1985 eine Übereinstimmung mit den Schulfreierklärungen 

gemäß § 2 Abs. 5 vierter Satz Schulzeitgesetz 1985 anzustreben, soweit zwingende örtliche 

Notwendigkeiten dem nicht entgegenstehen. 

(6) In dem Ausmaß, in dem von der Schulfreierklärung gemäß § 8 Abs. 5 erster Satz 

Schulzeitgesetz 1985 sowie von den Verordnungsermächtigungen gemäß Abs. 4 lit. b und 

Abs. 5 kein Gebrauch gemacht wurde, können durch Verordnung der Bildungsdirektion 

schulfreie Tage den Hauptferien zugeschlagen werden. 

(7) Bei Unbenützbarkeit des Schulgebäudes, in Katastrophenfällen oder aus sonstigen 

zwingenden oder im öffentlichen Interesse gelegenen Gründen kann die unumgänglich 

notwendige Zeit durch Verordnung der Bildungsdirektion schulfrei erklärt werden. 

(8) Die Bildungsdirektion kann durch Verordnung anordnen, daß die nach Abs. 7 als 

schulfrei erklärten Tage eingebracht werden. Die Einbringung hat durch Verringerung der in 

den Abs. 2, 4 und 5 sowie im § 8 Abs. 5 erster Satz Schulzeitgesetz 1985 vorgesehenen 

schulfreien Tage - ausgenommen die im Abs. 4 lit. a angeführten Tage, der 24. und 

31. Dezember und die letzten drei Tage der Karwoche - oder durch eine Verkürzung der 

Hauptferien zu erfolgen; die Hauptferien dürfen zu diesem Zweck jedoch um nicht mehr als 

zwei Wochen verkürzt werden. Entfallen durch Schulfreierklärung nach Abs. 7 mehr als 

sechs Schultage, hat die Bildungsdirektion jedenfalls die Einbringung der über sechs 

hinausgehenden, als schulfrei erklärten Schultage durch Verordnung anzuordnen. 

IV. HAUPTSTÜCK 

Gemeinsame Bestimmungen 

§ 10 

Verweisungen 

Das in diesem Landesgesetz zitierte Schulzeitgesetz 1985 ist in folgender Fassung 

anzuwenden: 

Schulzeitgesetz 1985, BGBl. Nr. 77/1985, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 49/2019BGBl. I Nr. 138/2017. 
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Oö. Lehrpersonen-Diensthoheitsgesetz 

 

 

I. HAUPTSTÜCK 

§ 7 

Zuständigkeit der Schulleiterin bzw. des Schulleiters und der Schulcluster-Leiterin 

bzw. des Schulcluster-Leiters 

(1) Der Schulleiterin bzw. dem Schulleiter obliegt die Vornahme folgender Maßnahmen 

gegenüber Lehrpersonen für öffentliche Pflichtschulen: 

 1. wenn der Grund für die Beurlaubung plötzlich auftritt und der Urlaub unaufschiebbar 

ist, 

 a) die Gewährung eines Sonderurlaubs gemäß § 57 LDG 1984 bzw. § 26 Abs. 1 lit. a 

LVG iVm. § 29a VBG bzw. § 2 Abs. 4 LVG iVm. § 29a VBG bis zum Höchstausmaß 

von drei Tagen pro Schuljahr; 

 b) die Feststellung eines Anspruchs auf Pflegefreistellung gemäß § 59 LDG 1984 bzw. 

§ 26 Abs. 2 lit. f LVG iVm. § 59 LDG 1984 bzw. § 2 Abs. 4 LVG iVm. §§ 29f und 91c 

Abs. 2 VBG bis zum Höchstausmaß von drei Tagen pro Schuljahr; 

 2. solange durch den Schulerhalter nicht nach § 18 Oö. Feuer- und 

Gefahrenpolizeigesetz eine Brandschutzbeauftragte bzw. ein 

Brandschutzbeauftragter bestellt wird, die Bestellung der für die Brandbekämpfung 

und Evakuierung zuständigen Lehrpersonen. 

(2) Der Schulleiterin bzw. dem Schulleiter einer VolksschuleVolks- oder Hauptschule, 

Neuen Mittelschule, Sonderschule oder Polytechnischen Schule obliegt hinsichtlich der ihrer 

bzw. seiner Schule zugewiesenen Lehrpersonen die Festlegung der Diensteinteilung gemäß 

§ 43 Abs. 1 LDG 1984 bzw. § 26 Abs. 2 lit. k LVG iVm. § 43 Abs. 1 LDG 1984. Sofern eine 

Lehrperson gleichzeitig mehreren Schulen zugewiesen ist, obliegt die Koordination und 

Entscheidung der einzelnen Diensteinteilungen der Schulleiterin bzw. dem Schulleiter ihrer 

Stammschule.  

(3) Die Schulleiterin bzw. der Schulleiter einer öffentlichen Pflichtschule kann sich an der 

Zuweisung oder Versetzung von Landeslehrerinnen bzw. Landeslehrern gemäß §§ 19 und 

21 LDG 1984 an ihre bzw. seine Schule beteiligen. Gleiches gilt hinsichtlich eines 

Diensttausches gemäß § 20 LDG 1984 sowie einer Zuweisung und einer Versetzung einer 

Landesvertragslehrperson gemäß § 26 Abs. 1 lit. a und Abs. 2 lit. g LVG iVm. § 6 VBG und 

§ 19 Abs. 1 LDG 1984 bzw. § 2 Abs. 4 LVG iVm. § 6 VBG und § 9 Abs. 1 LVG. Dazu ist 

dieser bzw. diesem von den für die jeweilige dienstrechtliche Maßnahme zuständigen 

Organen die Möglichkeit zur Mitwirkung einzuräumen. 

(4) Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster 

geführt werden, ist unter Schulleiterin bzw. Schulleiter die Leiterin bzw. der Leiter des 

Schulclusters zu verstehen, die bzw. der bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls 

bestellten Bereichsleiterinnen bzw. Bereichsleitern der am Schulcluster beteiligten Schulen 

übertragen kann. Darüber hinaus kann die Landesregierung mit Verordnung den Leiterinnen 

bzw. Leitern eines Schulclusters in einem für die Leitung von Schulclustern zweckmäßigen 

Ausmaß weitere Befugnisse zur Ausübung der Diensthoheit übertragen und diese 
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ermächtigen, einzelne diensthoheitliche Befugnisse allenfalls bestellten Bereichsleiterinnen 

bzw. Bereichsleitern der am Schulcluster beteiligten Schulen zu übertragen. 

§ 7a 

Vertretung der Schulleiterin bzw. des Schulleiters sowie der ständigen Stellvertreterin 

bzw. des ständigen Stellvertreters an einer Berufsschule 

(1) Ist eine Schulleiterin oder ein Schulleiter einer allgemeinbildenden Pflichtschule an 

der Ausübung ihrer bzw. seiner Dienstpflichten verhindert, kann die Schulkonferenz für einen 

längstens zweimonatigen Zeitraum abweichend von § 27 Abs. 1 LDG 1984 bzw. § 26 Abs. 2 

lit. n sublit. cc LVG iVm. § 27 Abs. 1 LDG 1984 eine andere als die in den dienstrechtlichen 

Vorschriften vorgesehene Lehrperson mit ihrer bzw. seiner Vertretung betrauen. Die 

Schulleiterin bzw. der Schulleiter kann dazu einen Vorschlag, der bis zu drei geeignete 

Lehrpersonen enthalten darf, erstatten. Macht die Schulleiterin bzw. der Schulleiter von 

dieser Möglichkeit Gebrauch, so ist die Schulkonferenz bei ihrer Entscheidung an die 

vorgeschlagenen Lehrpersonen gebunden. 

(2) Für die Beschlussfassung in der Schulkonferenz gemäß Abs. 1 ist § 57 Abs. 4 

SchUG maßgeblich. Darüber hinaus ist für einen gültigen Beschluss die Zustimmung der 

Lehrperson erforderlich, die mit der Vertretung betraut werden soll. Ein solcher Beschluss 

kann auch gefasst werden, bevor ein konkreter Verhinderungsfall eintritt. Er bleibt bis zu 

einem neuen Beschluss, längstens jedoch für die Dauer von zwei Jahren, aufrecht. 

(3) Im Fall der Verhinderung einer nach Abs. 1 betrauten Vertreterin bzw. eines nach 

Abs. 1 betrauten Vertreters erfolgt die Vertretung durch die gemäß § 27 Abs. 1 LDG 1984 

bzw. § 26 Abs. 2 lit. n sublit. cc LVG iVm. § 27 Abs. 1 LDG 1984 vorgesehene Lehrperson. 

(4) Abs. 1 bis 3 gelten auch für Berufsschulen, an denen keine ständige Stellvertreterin 

bzw. kein ständiger Stellvertreter der Schulleiterin bzw. des Schulleiters gemäß § 52 Abs. 11 

LDG 1984 bzw. § 26 Abs. 2 lit. n sublit. aa LVG iVm. § 52 Abs. 11 LDG 1984 bestellt ist. Ist 

eine ständige Stellvertreterin bzw. ein ständiger Stellvertreter bestellt, gelten Abs. 1 bis 3 für 

deren bzw. dessen Vertretung in ihrem bzw. seinem Aufgabenbereich. 

(5) Werden im Abs. 1 und 4 genannte Schulen im organisatorischen Verbund als 

Schulcluster (§§ 27b und 27c Oö. Pflichtschulorganisationsgesetz 1992) geführt, so enden 

mit der Errichtung des Schulclusters die Funktionen der an diesen Schulen allenfalls nach 

Abs. 1 oder 4 bestellten Vertreterinnen bzw. Vertreter. 

II. HAUPTSTÜCK 

Disziplinar- und Leistungsfeststellungskommission 

§ 9 

Disziplinar- und Leistungsfeststellungskommission 

(1) Bei der Bildungsdirektion wird für die Landeslehrerinnen und Landeslehrer an 

VolksschulenVolks- und Hauptschulen, Neuen Mittelschulen, Sonderschulen und 

Polytechnischen Schulen sowie an Berufsschulen eine Disziplinar- und 

Leistungsfeststellungskommission eingerichtet. 

(2) Die Disziplinar- und Leistungsfeststellungskommission ist zuständig für 

 1. die Vornahme der Leistungsfeststellung gemäß § 66 LDG 1984, wenn die 

Stellungnahme der Landeslehrerin bzw. des Landeslehrers nach § 64 LDG 1984 oder 
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die beabsichtigte Leistungsfeststellung durch die Dienstbehörde vom Leiterbericht 

abweicht; 

 2. die Durchführung von Disziplinarverfahren gemäß dem 7. Abschnitt des LDG 1984 mit 

Ausnahme 

 a) der Wahrnehmung der Aufgaben gemäß §§ 78 und 79 LDG 1984, 

 b) der vorläufigen Suspendierung gemäß § 80 LDG 1984, 

 c) der Durchführung der notwendigen Ermittlungen gemäß § 92 Abs. 1 LDG 1984, 

 d) des Vollzugs von Disziplinarstrafen gemäß § 99 LDG 1984, 

 e) der Erlassung einer Disziplinarverfügung gemäß § 100 LDG 1984 sowie 

 f) der Ausübung des Gnadenrechts gemäß § 105 LDG 1984. 

(3) Der Disziplinar- und Leistungsfeststellungskommission gehören an: 

 1. eine von der Bildungsdirektion bestellte rechtskundige Bedienstete bzw. ein von der 

Bildungsdirektion bestellter rechtskundiger Bediensteter der Bildungsdirektion oder 

deren bzw. dessen in gleicher Weise bestellte Vertreterin bzw. in gleicher Weise 

bestellter Vertreter als Vorsitzende bzw. Vorsitzender; 

 2. eine weitere von der Bildungsdirektion bestellte rechtskundige Bedienstete bzw. ein 

weiterer von der Bildungsdirektion bestellter rechtskundiger Bediensteter der 

Bildungsdirektion oder eine von der Bildungsdirektion im Einvernehmen mit der 

Dienstbehörde bzw. dem Dienstgeber bestellte rechtskundige Bedienstete bzw. ein 

von der Bildungsdirektion im Einvernehmen mit der Dienstbehörde bzw. dem 

Dienstgeber bestellter rechtskundiger Bediensteter des Amtes der 

Oö. Landesregierung oder der Bezirkshauptmannschaften des Landes Oberösterreich 

oder deren bzw. dessen in gleicher Weise bestellte Vertreterin bzw. in gleicher Weise 

bestellter Vertreter; 

 3. je nach der Verwendung der vom Verfahren betroffenen Landeslehrerin bzw. des vom 

Verfahren betroffenen Landeslehrers zwei Vertreterinnen bzw. Vertreter 

 a) der Landeslehrerinnen und Landeslehrer an Volks- und Sonderschulen sowie an 

Neuen Mittelschulen und Polytechnischen Schulen oder 

 b) der Landeslehrerinnen und Landeslehrer für Berufsschulen. 

(4) Die Disziplinar- und Leistungsfeststellungskommission entscheidet in zwei Senaten, 

von denen der eine für die Landeslehrerinnen und Landeslehrer an Volks- und 

Sonderschulen sowie an Hauptschulen, Neuen Mittelschulen und Polytechnischen Schulen, 

der andere für die Landeslehrerinnen und Landeslehrer an Berufsschulen zuständig ist. 

(5) Zur Vertretung der durch eine Pflichtwidrigkeit verletzten dienstlichen Interessen sind 

von der Bildungsdirektion aus dem Stand der rechtskundigen Bediensteten der 

Bildungsdirektion oder von der Bildungsdirektion im Einvernehmen mit der Dienstbehörde 

bzw. dem Dienstgeber aus dem Stand der rechtskundigen Bediensteten des Amtes der 

Oö. Landesregierung oder der Bezirkshauptmannschaften des Landes Oberösterreich die 

Disziplinaranwältin bzw. der Disziplinaranwalt und in erforderlicher Anzahl deren bzw. 

dessen Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter zu bestellen. 

(6) Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit der Mitglieder gemäß Abs. 3 erforderlich. 

Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Die bzw. der Vorsitzende 
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gibt ihre bzw. seine Stimme zuletzt ab. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der 

bzw. des Vorsitzenden. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 

(7) Wenn die vom Verfahren betroffene Landeslehrerin bzw. der vom Verfahren 

betroffene Landeslehrer eine angestellte Religionslehrerin bzw. ein angestellter 

Religionslehrer ist, hat anstelle einer bzw. eines durch Los auszuscheidenden bestellten 

Vertreterin bzw. Vertreters der Landeslehrerinnen und Landeslehrer eine Religionslehrerin 

bzw. ein Religionslehrer desselben Bekenntnisses der Kommission anzugehören. 

VIII. HAUPTSTÜCK 

GLEICHBEHANDLUNG 

(2) Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, wenn 

nicht eine bestimmte Fassung angeführt ist, in folgender Fassung anzuwenden: 

 – Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018; 

 – Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG), BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2018; 

 – Bundes-Bedienstetenschutzgesetz (B-BSG), BGBl. I Nr. 70/1999, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2018; 

 – Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBl. Nr. 133/1967, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 102/2018; 

 – Gebührenanspruchsgesetz (GebAG), BGBl. Nr. 136/1975, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 44/2019; 

 – Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz (LDG 1984), BGBl. Nr. 302/1984, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 51/2019; 

 – Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 (LVG), BGBl. Nr. 172/1966, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 51/2019; 

 – Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 35/2019; 

 – Schulunterrichtsgesetz (SchUG), BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2019; 

 – Vertragsbedienstetengesetz 1948 (VBG), BGBl. Nr. 86/1948, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2019; 

 – Zivilrechts-Mediations-Gesetz (ZivMediatG), BGBl. I Nr. 29/2003; 

 – Zustellgesetz (ZustG), BGBl. Nr. 200/1982, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 104/2018. 

§ 20k 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind 

diese in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, wenn 

nicht eine bestimmte Fassung angeführt ist, in folgender Fassung anzuwenden: 

 - Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018; 
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 - Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG), BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2018; 

 - Bundes-Bedienstetenschutzgesetz (B-BSG), BGBl. I Nr. 70/1999, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2018; 

 - Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBl. Nr. 133/1967, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2018; 

 - Gebührenanspruchsgesetz (GebAG), BGBl. Nr. 136/1975, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2014; 

 - Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz (LDG 1984), BGBl. Nr. 302/1984, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2018; 

 - Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 (LVG), BGBl. Nr. 172/1966, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2018; 

 - Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 35/2018; 
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